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Schenkung an einen im Ausland lebenden Paten einer bevormundeten Person
Sachverhalt

Der Vormund und Bruder von S.X. geb. 1952, bevormundet nach Art. 369 ZGB, stellt Antrag um Zustimmung aus dem Vermögen von S.X. monatlich Fr. 250.00 dem 84-jährigen in Südafrika lebenden Götti von S.X. als Zuwendung zukommen zu lassen. Bis zum Tode der Mutter war S.X. unter die elterliche Sorge der Mutter gestellt. Nach deren Tod im Jahre 2006 haben die beiden Geschwister eine grössere Erbschaft angetreten.
 

S.X. besitzt ein Vermögen von rund Fr. 1,9 Mio. Sie ist seit der Geburt behindert (Trisomie) und nicht urteilsfähig und lebt in einem Behindetenheim. Der Kapitalverzehr beträgt ca. Fr. 30'000.00 pro Jahr. Bis zum Tode der Mutter des Vormundes und S.X. im Jahre hat diese offenbar entsprechende Zuwendungen gemacht. Seit Juni 2006 (Tod der Mutter) bis Ende 2008 hat der Vormund/Bruder nach eigenen Angaben Fr. 15'000.00 aus seinem Vermögen und von Jan. bis Dezember 2009 aus dem Vermögen von S.X. Fr. 6'000.00 an Zuwendung an den Götti gemacht; ohne Zustimmung der Behörde und/oder des Bezirksrates. Für die Periode Juni 2006 bis Dezember 2009 beantragt er eine Ausgleichszahlung und für die Zukunft an ihn aus dem Vermögen von S.X. und die Zustimmung, monatlich Fr. 250.00 aus dem Vermögen von S.X. dem Götti zukommen zu lassen.  
 

Begründet wird der Antrag u.a. damit, dass S.X. zu ihrem Götti immer einen guten Kontakt hatte, diesen früher zusammen mit ihrer Mutter auch an seinen verschiedenen Wohnorten wie in Kalifornien und Südafrika besucht habe. Der Götti würde nach wie vor (letztmals 2009) für Besuche in die Schweiz reisen und natürlich auch S.X. besuchen. Der Götti und seine Ehefrau in Südafrika würden zwar in einem kleinen Eigenheim leben, jedoch in bescheidenen Verhältnissen leben von einer Rente in der Höhe von ca. US$ 900 pro Monat leben. Sie würden über ein Vermögen von ca. US$ 50'000 verfügen. Ohne die Zuwendungen wäre ein Reise in die Schweiz nicht möglich. S.X. habe zwar keine konkrete Vorstellung von Geld, wisse durch ihre Erziehung jedoch, was es bedeute, jemandem etwas zu schenken.
 

Seinen Antrag begründet der Vormund u.a. damit, dass der (finanzielle) Schutz von S.X. durch eine solche Zuwendung nicht gefährdet wäre. Ausserdem bittet er zu beachten, dass er in früheren Jahren als Bruder (noch nicht Vormund) eine amerikanische Rente in der Höhe von US$ 400 geltend machen konnte. 
 

Fragen 1:
Wie ist grundsätzlich mit dem Thema Zuwendungen in diesem Falle vorzugehen/zu entscheiden?
Dass der finanzielle Schutz von S.X. nicht gefährdet wäre, entspricht sicherlich der Realität. Aus dieser Optik würde sicherlich nichts gegen monatliche Zuwendungen an den Götti sprechen. Fraglich ist eher, ob im Namen einer bevormundeten und nicht urteilsfähigen Person überhaupt Zuwendungen gemacht werden können. Wenn dies möglich sein sollte, so stellt sich für mich die Frage, ob eine Zustimmung durch die Sozialbehörde genügen würde oder ob die bezirksrätliche Zustimmung eingeholt werden müsste.
 

Frage 2:
Wie zeigt sich die Situation betreffend bereits überwiesene Zuwendungen vom Vermögen von S.X.?
Etwas fraglich ist aus unserer Sicht auch, dass der Vormund bereits seit über einem Jahr monatlich Fr. 500.00 aus dem Vermögen von S.X. dem Götti in Südafrika zukommen lässt, ohne vorgängig Zustimmung eingeholt zu haben.
Für eine Auskunft, wie in diesem Falle korrekterweise vorgegangen werden soll, danke ich dir zum Voraus herzlich.
PS: Der Vormund hat der Sozialbehörde zur Untermauerung seines Antrages den VSAV-Artikel "Schenkung bei Beiratschaft" zukommen lassen. Ich denke jedoch, dass es einen Unterschied macht, ob Vormundschaft oder Beiratschaft und es auch zu unterscheiden gilt in einer solchen Frage zwischen urteilsfähig und nicht urteilsfähig. 
Erwägungen

1. Für Schenkungen zulasten des Vermögens einer bevormundeten Person gilt grundsätzlich Art. 408 ZGB, welcher bestimmt, dass zu Lasten des Bevormundeten keine Bürgschaften eingegangen, keine erheblichen Schenkungen (Art. 239 OR) vorgenommen und keine Stiftungen errichtet werden dürfen. Nicht erhebliche, d.h. kleine Schenkungen sind möglich, mehr als kleine Schenkungen sind dann möglich, wenn der bevormundeten Person freies Vermögen zugewiesen werden kann (Art. 414 ZGB) und diese Schenkungen von ihr selbst aus diesem freien Vermögen erfolgen (H.M. Riemer, Grundriss des Vormundschaftsrechts, §4 N 101). Zudem können in Erfüllung einer sittlichen Pflicht Schenkungen vorgenommen werden (Basler Kommentar ZGB-Leuba, Art. 408 N.16). Zuwendungen für gemeinnützige Zwecke dürfen im Rahmen der Verhältnismässigkeit und wenn sie mit der Einstellung und Werthaltung der betreuten Person in Einklang stehen selbst aus den gewöhnlichen Mitteln erfolgen, wenn sie nicht erheblich sind. 


2. Freies Vermögen bedeutet, dass dieses der Urteilsfähigkeit der betreuten Person angemessen sein muss (wie man dies aus dem Kindesrecht kennt, wo ca. ab Schuleintritt den Kindern ihrem Alter und damit ihrer Urteilsfähigkeit entsprechend Taschengeld zur freien Verfügung überlassen wird). Fehlt es an der Urteilsfähigkeit, entfällt auch die Möglichkeit der Überlassung freien Vermögens und damit die Möglichkeit der Schenkungen aus freiem Vermögen. 

3. Verboten sind erhebliche Schenkungen, sei dies eine Auslage oder der Verzicht auf eine Einnahme. Ob eine Schenkung erheblich ist, beurteilt sich nach deren Natur und Umfang. Eine derartige Schenkung führt zu einer wirtschaftlichen Besserstellung des Beschenkten, während zulässige Schenkungen Ausdruck persönlicher oder sozialer Verbundenheit ohne massgeblichen Vermögensverzicht sind und üblichem Kulturverhalten zuzuschreiben sind (zB angemessenes Geburtstagsgeschenk etc) oder sittlicher Pflicht entspringen (CHK-Affolter/Steck/Vogel, N 4 zu Art. 408 ZGB; Specker, ZVW 1949, 85 ff.). Massstab zur Gewichtung der Erheblichkeit sind die wirtschaftlichen Verhältnisse des Schenkers. 

4. Ausgehend von diesen Grundsätzen dürfte der vorliegende Fall wie folgt zu beurteilen sein:
a.  Ein monatlicher Betrag von Fr. 500.- entspricht Fr. 6'000.- jährlich. Von unerheblich dürfte auch bei einem Vermögen von über 1 Mio Franken nicht mehr gesprochen werden. Es handelt sich demnach um eine erhebliche Schenkung, welche gemäss Art. 408 ZGB verboten ist.

b. Die Klientin ist nicht in einem Mass urteilsfähig, das ihr die Überlassung eines freien Vermögens in fünfstelliger Höhe ermöglichen würde (nebst dem Beitrag an den Götti müsste sie ja diesfalls auch zur Finanzierung eigener Bedürfnisse einen Anteil erhalten, weshalb von einem Fr. 10'000 übersteigenden Betrag auszugehen wäre).

c. Die Mutter der Klientin hat angeblich vor ihrem Tod den Götti auch unterstützt. Abgesehen davon, dass dies nicht belegt zu sein scheint, hätte die verstorbene Mutter die Möglichkeit gehabt, die Fortsetzung dieser Zahlungen testamentarisch oder erbvertraglich zu regeln. Zudem hätte im Rahmen der Erbteilung eine entsprechende Vereinbarung getroffen werden können, welche dann allerdings beide Erben (Tochter und Sohn, also Mündel und Vormund) betroffen hätte. 

d. Es entspricht nicht üblichem Kulturverhalten, dass Patenkinder ihre Paten unterstützen. Der Sinn der Patenschaft liegt eher im umgekehrten Verhältnis. Zudem ist die Bedürftigkeit des Paten in keiner Weise belegt, noch ist belegt, dass die gesprochenen Gelder allein den Besuchen des Patenkindes dienen.

e. Der Deal erweckt den Anschein, dass grosszügig über ein Mündelvermögen zugunsten eines Dritten verfügt werden soll, in der Annahme, das Mündel habe dieses Geld nicht nötig. Damit wird der strenge Schutz der vormundschaftlichen Verwaltung (Art. 398 – 404 ZGB) verkannt. 


f. Unzulässige Schenkungen zulasten des Mündelvermögens sind Schaden, wofür der Vormund haftet (Art. 426 ZGB). Es ist zu empfehlen, dem Vormund umgehend zu untersagen, aus dem Mündelvermögen besagte Schenkungen zu tätigen. Über den bereits entstandenen Schaden ist eine Vereinbarung zu treffen. Ob der Schadensbetrag sofort zurückzuzahlen ist oder als Darlehen belassen werden soll, scheint mir eine Ermessensfrage. Hier könnte allenfalls ein Kompromiss gefunden werden.

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 18. Februar 2010
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